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Mitteilung Berlin, den 6. April 2016 

 Die 55. Sitzung des Ausschusses für Kultur und 
Medien 
findet statt am  
Mittwoch, dem 13. April 2016, ca. 15:00 Uhr 
(im Anschluss an die 54. Sitzung) 
10557 Berlin, Konrad-Adenauer-Str. 1 
Paul-Löbe-Haus  
Sitzungssaal: E.300 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-37773 
Fax: +49 30 227-36502 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-30299 
Fax: +49 30 227-36327 

 

Achtung! 
Abweichende Sitzungszeit! 
Abweichender Sitzungsort! 
  
Die Sitzung ist öffentlich.  

  

 

Öffentliche Anhörung 

 

 Tagesordnungspunkt 1 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Kulturgutschutzrechts 

BT-Drucksache 18/7456 

  

Federführend: 
Ausschuss für Kultur und Medien 

Mitberatend: 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Gutachtlich: 
Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklung 

Berichterstatter/in: 
Abg. Ansgar Heveling [CDU/CSU] 
Abg. Siegmund Ehrmann [SPD] 
Abg. Sigrid Hupach [DIE LINKE.] 
Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 

 
  

Siegmund Ehrmann, MdB          
Vorsitzender           b. w. 

  

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/074/1807456.pdf
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Hinweis: Zuhörerinnen und Zuhörer werden gebeten, sich unter Angabe von Name, Vorname und 

Geburtsdatum beim Sekretariat des Ausschusses für Kultur und Medien anzumelden.  

E-Mail: kulturausschuss@bundestag.de, Fax: 030/227-36502  

Bitte achten Sie darauf, dass Sie sich ausweisen können. 
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Bundesverband Deutscher Galerien und Kunsthändler e.V.  
 
Prof. Dr. Johanna Eder 
Vorsitzende der Deutschen Naturwissenschaftlichen Forschungssammlungen (DNFS) 
 
Markus Eisenbeis 
Geschäftsführender Gesellschafter des Auktionshauses Van Ham in Köln und 
Vizepräsident des Bundesverbandes deutscher Kunstversteigerer 
 
Prof. Dr. Harald Falckenberg 
Sammler, Professor für Kunsttheorie an der Hochschule für bildende Künste Hamburg 
 
Dr. Dorothee Hansen   
Stellvertretende Direktorin der Kunsthalle Bremen 
 
Prof. Dr. Markus Hilgert 
Direktor des Vorderasiatischen Museums, Staatliche Museen zu Berlin 
 
Hauptkommissarin Silvelie Karfeld 
Bundeskriminalamt 
 
Robert A. Kugler 
Rechtsanwalt, Höly, Rauch & Partner Berlin 
 
Prof. Dr. Sophie Lenski 
Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht, Medienrecht, Kunst- und Kulturrecht,  
Universität Konstanz 
 
Prof. Dr. Arnold Nesselrath 
Stellvertretender Direktor der Vatikanischen Museen und 
Professor für Kunstgeschichte, Humboldt-Universität zu Berlin 
 
Prof. Dr. Kerstin Odendahl 
Geschäftsführende Direktorin des Walther-Schücking-Instituts, 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
 
Isabel Pfeiffer-Poensgen   
Generalsekretärin der Kulturstiftung der Länder 
 
Kristian Nicol Worbs 
Präsident der Deutschen Numismatischen Gesellschaft 
 
Olaf Zimmermann 
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates 
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Fragenkatalog 
 

 

I. Definitionen und Begriffsbestimmungen 

1. Wie ist aus Ihrer Sicht die Frage zu beantworten, was für uns als Gesellschaft heute und 
zukünftig national wertvolles und identitätsstiftendes Kulturgut ist? Welche Kriterien 
sollten hier zugrunde gelegt werden? 
 

2. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf verwandten Begriffsbestimmungen von 
„Kulturgut“, „nationalem Kulturgut“ und „national wertvollem Kulturgut“ und welche 
Definition würde Ihrer Auffassung nach der Vielfalt der Kulturgüter genügend 
Rechnung tragen? Kann Ihrer Meinung nach eine Präzisierung dieses Begriffs zur 
Klärung von Missverständnissen beitragen, und wie wäre ihr Vorschlag? 
 

3. Wie bewerten Sie den Vorschlag, die Definition für „national wertvolles“ Kulturgut um 
eine zeitliche Komponente zu erweitern, z. B. dass sich ein Objekt mindestens 50 Jahre 
auf Bundesgebiet befunden haben muss, um eingetragen zu werden? Würde eine solche 
Regelung der besonderen Geschichte der Bundesrepublik, insbesondere mit den 
Bemühungen um Rückgabe von Beutekunst aus dem Ausland, gerecht? 
 

4. Wie lässt sich die Definition von  „Kulturgut“, worunter auch Objekte von 
„paläontologischem“ oder „numismatischem“ Wert fallen, in Abgrenzung zu 
archäologischem Kulturgut zweifelsfrei formulieren? Halten Sie die vorliegende 
Definition für ausreichend, um dem besonderen Charakter dieser Objekte, z. B. als 
Massenware, gerecht zu werden? Wie sähen mögliche Klarstellungen aus? 
 

5. Der vorliegende Gesetzentwurf definiert „national wertvolles“ Kulturgut als ein Objekt 
oder einen Sammlungszusammenhang, der „besonders bedeutsam“ für die 
Kulturgeschichte der Bundesrepublik ist und entsprechend eingetragen werden muss  
(§ 7 Absatz 1). Halten Sie diese Schutzgrundlage für sachgerecht? Wie würde sich eine 
Verengung der Definition auswirken, beispielsweise indem die „Einzigartigkeit“ eines 
Objektes als Grundlage für eine Eintragung benannt wird? 

 
 
II. Konsequenzen für die Pflege „national wertvollen Kulturguts“ 

6. Welche Ableitungen sind Ihrer Meinung nach mit der Deklaration eines Kulturgutes als 
„national wertvoll“ verbunden? Sollten im Rahmen der Novellierung verbindliche 
Regelungen für den Erhalt, die Pflege, den Verkauf und die öffentliche 
Zugänglichmachung dieser Kulturgüter getroffen werden, und wenn ja, in welcher Form 
könnte dies geschehen? Sollten sich diese Vorgaben auch auf „national wertvolles 
Kulturgut“ in Privatbesitz beziehen?  
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III. Eintragungsverfahren 

7. Sollte die Zustimmung des Sachverständigenausschusses zwingende Voraussetzung für 
die Eintragung durch die Oberste Landesbehörde sein? Wie bewerten Sie den Einwand, 
dass die Voten der Sachverständigenausschüsse, die über eine Eintragung in die Liste 
„national wertvoller Kulturgüter“ entscheiden, für die zuständigen Obersten 
Landesbehörden verbindlich sein sollen? Inwieweit stehen die beabsichtigten 
Regelungen in § 14 im Einklang mit dem Demokratieprinzip des Artikels 20  
Absatz 1 GG respektive seinen Entsprechungen in den Landesverfassungen? 

 
8. Wie beurteilen Sie die vorgesehene Möglichkeit des für Kultur und Medien zuständigen 

Mitgliedes der Bundesregierung, selber ein Eintragungsverfahren einzuleiten, auch über 
die zuständige Landesbehörde hinweg?  

 
 
IV. Ein- und Ausfuhrbestimmungen 

9. Worin sehen Sie die Problematik in der Praxis bei den Einfuhrvorschriften nach § 29 ff.? 
 

10. § 30 Satz 1 fordert die generelle Pflicht, bei der Einfuhr geeignete Unterlagen mit sich zu 
führen, mit denen eine rechtmäßige Einfuhr nachgewiesen werden kann. In Satz 2 wird 
ausgeführt, dass dies „insbesondere“ Ausfuhrgenehmigungen des Herkunftslandes 
(sofern erforderlich) sein können. Sind Fälle denkbar, bei denen dies nicht möglich ist? 
Wie könnte der Paragraph gegebenenfalls angepasst werden? Könnte man auch daran 
denken, dass einerseits nur vorhandene Unterlagen mitzuführen sind und andererseits 
ergänzend eine Nachforschungspflicht zu konstituieren, wenn die Gesamtumstände den 
Verdacht ergeben, dass es sich um Raubkunst oder Objekte aus Ausgrabungen handeln 
könnte? Oder ist das ausreichend in § 41 Abs. 2 geregelt? 

 
11. Befürworten Sie die Forderung nach einem sogenannten Negativattest (laissez passer), 

also dem  Betroffenen die Möglichkeit einzuräumen, verbindlich feststellen zu lassen, 
dass das ihm gehörende Kulturgut nicht als „national wertvolles Kulturgut“ eingestuft 
wird? Wäre diese Möglichkeit sinnvoll und der damit verbundene Umsetzungsaufwand 
auf Seiten der Länder aus Ihrer Sicht vertretbar?  
 

12. Wie bewerten Sie die Forderung, die Höchstfrist für das freie Geleit von Kulturgütern zu 
Ausstellungszwecken (§§ 73 ff) nicht zu begrenzen, sondern in das Ermessen der 
zuständigen Behörde zu stellen?  

 
 
V. Wert- und Altersgrenzen 

13. Der Gesetzentwurf will die Ausfuhr von Kulturgut neu regeln und Ausfuhrvorbehalte, 
wie sie bereits für Drittstaaten (Ausfuhr aus der EU) gelten, auch auf den Handel im 
Binnenmarkt anwenden. Anhand bestimmter Wert- und Altersgrenzen bedarf es daher 
zukünftig auch für den Binnenmarkt einer Ausfuhrgenehmigung für Kulturgut. Halten 
Sie die vorgeschlagenen Regelungen für sachgerecht? Wäre für Höhe und Alter eine 
Übernahme der Wert- und Altersgrenzen, wie sie im Anhang der EU VO Nr. 116/2009 
festgelegt sind und von vielen europäischen Mitgliedstaaten auch übernommen wurden, 
angemessen? Was spricht für eine Erhöhung der Wert- und Altersgrenzen? 
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14. Sollten die für eine Ausfuhrgenehmigung maßgeblichen Wertgrenzen für Sammlungen 
(gemäß Ziff. 13 der Tabelle in der Begründung zu § 24 Abs. 2) angehoben werden?  

 
15. Würden Sie eine Anhebung der Wertgrenzen auch für andere Kulturgüter begrüßen? 

Wäre die Zahl der erforderlichen Genehmigungen und der bürokratische Aufwand bei 
den zuständigen Landesbehörden für Sie ein Argument in diesem Zusammenhang?  
 

 
VI. Sorgfaltspflichten 

16. § 42 fordert Sorgfaltspflichten beim gewerblichen Inverkehrbringen von Kulturgut. 
Dabei sind einige Bestimmungen nach § 42 Satz 1 Nummer 3 bis 7 nur nach Maßgabe 
der „wirtschaftlichen Zumutbarkeit“ zu erfüllen. Birgt diese Formulierung Ihrer 
Meinung nach die Gefahr, die intendierten Schutzwirkungen für Kulturgut zu umgehen? 

 
17. Die erhöhte Sorgfaltspflicht beim gewerblichen Inverkehrbringen in § 44 ist nicht 

gekoppelt an die „wirtschaftliche Zumutbarkeit“. Ist eine Begrenzung des Aufwands im 
Hinblick auf Artikel 14 GG rechtlich geboten? 
 

18. Sorgfaltspflichten gelten nach § 42 ff. für Kulturgüter, die einen Wert von mehr als  
2.500 Euro haben, oder archäologische Kulturgüter ab einem Wert von 100 Euro. Halten 
Sie diese Wertgrenzen für angemessen bzw. welche Wertgrenzen sind in Ihren Augen 
sachgerecht? 

 
19. Sollten die zusätzlichen Sorgfaltspflichten für den gewerblichen Handel (§ 42 ff.) mit 

Bild- und Tonträgern entfallen? Ist der Bezug auf ein „Einzelstück“ hinreichend 
eingrenzbar? Woran kann sich ein Schätzwert orientieren? 

 
 
VII. Illegaler Handel 

20. Wie bewerten Sie die Verknüpfung der im Gesetzentwurf formulierten Nachweis- und 
Sorgfaltspflichten für die Herkunft und die rechtmäßige Einfuhr von archäologischem 
Kulturgut mit dem Kriterium der Zumutbarkeit? Sind die im Gesetzentwurf gefassten 
Pflichten und Sanktionsmöglichkeiten ausreichend, um den illegalen Handel 
wirkungsvoll unterbinden zu können?  
 

 
21. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf enthaltenen Abschnitte, die sich auf die Ein- 

und Ausfuhrbestimmungen sowie die Rückgabe von Kulturgütern beziehen, mit Blick 
auf archäologische Kulturgüter? Wo sehen Sie für den Schutz von archäologischen 
Kulturgütern und das Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs, den illegalen Handel mit 
Kulturgut zu erschweren, noch Nachbesserungsbedarf? 

 
 
VIII. (Natur-)Wissenschaft und Forschung 

22. Inwieweit tangieren die vorgesehenen Regelungen die Anliegen von Wissenschaft und 
Forschung, insbesondere naturwissenschaftliche und paläontologische Sammlungen 
betreffend? 
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23. Wie wirkt sich ein Beschädigungsverbot für eingetragenes Kulturgut (§ 18) auf 
naturwissenschaftliche Güter aus, die auf der Liste „national wertvollen“ Kulturgutes 
stehen? Wie wären hier Regelungen zu fassen, die eine sachgerechte, auch invasive 
wissenschaftliche Erforschung und Präparation solcher Objekte zulassen? 

 
24. Sehen Sie in dem Gesetzentwurf Anwendungsprobleme für naturwissenschaftliche 

Forschungs- und Sammlungsarbeit, insbesondere durch die weit gefasste 
Kulturgutdefinition in § 2? 

 
25. In welcher Form könnten die im Gesetzentwurf gefassten Regelungen mit denjenigen 

Melde-, Aufbewahrungs-, Auskunfts- und Mitwirkungspflichten im Gesetz zur 
Umsetzung der Verpflichtungen nach dem Nagoya-Protokoll in Einklang gebracht 
werden, um so den besonderen Anforderungen der naturwissenschaftlichen 
Sammlungen gerecht zu werden?  

 
 
IX. Umsetzung der UNESCO-Konvention 

26. Wie schätzen Sie die Umsetzung der „UNESCO-Konvention zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ von 1970 durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf ein und wo sehen Sie in diesem Zusammenhang noch Änderungsbedarf?   

 
 
X. Bürokratie- und Kostenaufwand 

27. Wie hoch schätzen Sie den Erfüllungsaufwand und die finanziellen Mehrkosten auf 
Seiten des Bundes und der Länder ein? Sind die im Gesetz vorgesehenen 
Aufbewahrungsfristen (30 Jahre) angemessen oder reichen wie in anderen 
Rechtsbereichen (Steuerrecht) auch kürzere Fristen aus? 

 
 
XI. Vorkaufsrecht 

28. Ein zentraler Kritikpunkt der Debatte sind faire Kompensationen für verkaufswillige 
Eigentümer von Kulturgut, deren Eigentum auf die Liste „national wertvoller“ 
Kulturgüter eingetragen wird. Ein hierbei oft debattierter Vorschlag ist die Einführung 
eines staatlichen Vorkaufsrechts nach dem sogenannten „englischen Modell“. Bitte 
zeigen Sie Vor- und Nachteile einer Einführung eines solchen Modells auf. Was würde 
eine Einführung des Vorkaufsrechts für die bereits eingetragenen Kulturgüter bedeuten? 

 
 
XII. Zoll 

29. Wie bewerten Sie die aktuell im Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Kulturgutschutzrechts enthaltenen Regelungen zu den Aufgaben und Befugnissen der 
Zollbehörden? Welchen Nachbesserungsbedarf sehen Sie hier insbesondere, was die 
Kontrolle der Ein- und Ausfuhr von (archäologischen) Kulturgütern betrifft? 
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XIII. Sonstiges 

30. Könnte man mit Blick auf § 40 auch daran denken, eine Pflicht zur Rückabwicklung zu 
konstituieren und die Schadenersatzpflicht für das Inverkehrbringen auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit zu beschränken? 

 
31. Der Schutzzweck des Ausfuhrverbotes von national wertvollen Kulturgütern wird damit 

begründet, dass sie identitätsstiftend für Deutschland sind. Es wird hierzu vereinzelt 
vorgetragen, dass das Gesetz aber gerade nicht vorschreibt, solche Kulturgüter öffentlich 
zugänglich zu machen. Daher sei die Erreichung des Gesetzeszwecks zweifelhaft, so 
dass damit der Eingriff in das Eigentumsrecht unverhältnismäßig wäre. Wie ist dieses 
Argument zu bewerten? 

 
32. Welche Bedeutung hat die vom Bundesrat vorgeschlagene Beweislastumkehr zugunsten 

des Herkunftsstaates in Ergänzung zur Stichtagsregelung in § 52? 
 
33. Sehen Sie eine Gefahr, dass aus der generellen, gesetzlichen Unterschutzstellung 

öffentlicher Sammlungen, sofern sie die Voraussetzungen des § 6 I Nr. 2-4 erfüllen, als 
nationales Kulturgut Einschränkungen in der Handlungsfreiheit für Museumsdirektoren, 
Sammlungsleiter u. a. entstehen könnten? Bliebe ihnen z. B. die Möglichkeit, aus 
sammlungstechnischen (nicht haushalterischen) Gründen ein Exponat abzugeben 
(Stichwort „Entsammeln“)? 

 
34. Welche Probleme stellen sich Ihnen in der Praxis bei der Provenienzrecherche, 

insbesondere bei Werken, die vor 1945 entstanden sind und verfolgungsbedingt 
entzogen worden sein könnten. (§ 42 und insbesondere § 44)? 

 
 
 

 


